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HEUTE IN DER TAZ

TOR Wieso der
Videobeweis bei der
Fußball-WM überfällig
ist ➤ SEITE 19

USA Weshalb die New
Yorker nicht ins neue
9/11-Museum gehen
wollen ➤ SEITE 13

BERLIN Warum der
Konsum von Alkohol
und Cannabis
genauso wie das
Grillen zum Görlitzer
Park passt ➤ SEITE 22, 23

VERBOTEN

Guten Tag,
meine Damen und Herren!

Die bisherigen Fraktionschefs
des Europaparlaments haben
am Dienstag vereinbart, dass
sich Jean-Claude Juncker eine
Mehrheit suchen soll. Aller-
dings hat ihm keiner verraten,
wo man eine Mehrheit findet.
Liegen die in Brüssel (oder
Straßburg) auf der Straße rum?
Kann man die pflücken? Muss
man die gleich kaufen oder
kann man sich auch eine aus-
leihen? Und was kostet das?
Fragen über Fragen, auf die ver-
mutlich nicht mal Bonse eine
Antwort weiß, geschweige
denn dass Juncker eine hätte.
Also was tun? Ja? Nein? Weiß
nicht? Das Beste wird sein: Die
Sache einfach

Angela Merkel überlassen.

nkaumeinemPolitikfeld istdieDiskrepanzzwi-
schenAnspruchundWirklichkeit sogroteskwie
inder Bildungspolitik. KanzlerinAngelaMerkel

rief persönlich die „Bildungsrepublik Deutsch-
land“ aus. Unions- und SPD-Politiker sind sich ei-
nig, dass es nichtsWichtigeres gebe als gut finan-
zierte Kitas, Schulen und Universitäten. Schlaue
Kinder sind ja unsere Zukunft! Was von solchen
Versprechen übrig bleibt, zeigt das jetzt verabre-
deteBildungspaketderGroßenKoalition.

Entscheidend ist zunächst, was das Paket nicht
regelt. Union und SPD fehlt der Mut, das absurde
Kooperationsverbot abzuschaffen. Egoistische
Kleinstaaterei wird also auch künftig das Schul-
wesen regieren, arme Länder werden auch künf-
tig ihre Schulen schlechter ausstatten müssen.
Welche Bildung ein Kind genießt, hängt somit
vomZufall ab, nämlichdemOrtderGeburt.

Die 6Milliarden Euro, die Union und SPD nun
versprechen, sind schöngerechnet. Denn das Pa-
ket verschiebt Summen lediglich, statt sie aufzu-
stocken. Zwar war überfällig, dass der Bund den
Ländern die BAföG-Finanzierung abnimmt. Ju-

I

KOMMENTAR VON ULRICH SCHULTE ZUM BILDUNGSPAKET

SeltsamePrioritäten
gendlichen aus armen Familien ein Studium zu
ermöglichen, ist eine gesamtstaatliche Aufgabe.
Leider dürfen die Bundesländer aber in Eigenre-
gie entscheiden, was sie mit den frei werdenden
Etats anstellen. Gerade für die hoch Verschulde-
ten ist die Versuchung groß, Haushaltslöcher zu
stopfen. Ein Effekt, der absurdwäre, ihre Schulen
brauchendasGeldamdringendsten.

Die Investition ist zudem längst nicht so kühn,
wie die Koalition behauptet. Ein paar Milliarden
Euro mehr, das ist ein peinlicher Kleckerbetrag
für die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt. Al-
lein für die Rettung der Commerzbank stellte der
Staatwährendder Finanzkriseüber 16Milliarden
Euro bereit. Die Koalition, geradeMerkels Union,
lügt, wenn sie so tut, als fehle das Geld. Einerseits
weigert sie sich, über eineVermögensabgabeMil-
lionäre stärker zu belasten. Andererseits duldet
sie,dassüberforderteLehrer30Schülerundmehr
unterrichten.DassindseltsamePrioritätenfürei-
ne selbst ernannteBildungsrepublik.
➤ Der Tag SEITE 2
➤ Bildung SEITE 18

Durften 1939 per Kindertransport nach Großbritannien flüchten: Inge Lammel (90) und Kurt Gutmann (87) vor dem Kanzleramt Foto: Ruben Neugebauer
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Ein deutsches Lehrstück
SYRIEN Zwei Holocaustüberlebende werben zusammenmit Kunstaktivisten im
Kanzleramt für die Aufnahme von syrischen Kindern – und treffen auf deutsches
Beamtentum. Das Protokoll eines Gesprächsversuchs ➤ SEITE 4, 5
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Viele Tote
bei Offensive
in Donezk

DONEZK/KIEW rtr/afp/dpa | Die
ukrainische Armee greift nach
den Wahlen gegen die Separatis-
ten im Osten des Landes durch.
BeiKämpfen inder Industrieme-
tropole Donezk wurden nach
Darstellung der Rebellen seit
Montagmehr als 50 ihrer Kämp-
fer getötet. Der Bürgermeister
derMillionenstadtsprachvon40
Toten, darunter zwei Zivilisten.

Die Sicherheitskräfte erober-
ten den Flughafen von Donezk
zurück, den die Separatisten erst
am Montag besetzt hatten. Bo-
dentruppen der Armee wurden
von Kampfjets, Militärhub-
schraubern und Fallschirmjä-
gern unterstützt. Beide Seiten
bestätigten am Dienstag, der
Flughafen sei wieder vollständig
unter Regierungskontrolle.

Reporter ineinerLeichenhalle
im Zentrum von Donezk sahen
20Tote inKampfmontur.Aufder
StraßezumFlughafenwarenvon
Kugeln durchlöcherte und blut-
verschmierte Lastwagen zu se-
hen, mit denen die Separatisten
Kämpfer transportiert hatten.

Der am Sonntag mit großer
Mehrheit gewählteneueukraini-
sche Präsident Petro Poroschen-
ko hatte nach seinem Wahlsieg
die Separatisten als Banditen be-
zeichnet, die den Osten des Lan-
des in ein „Somalia“ verwandeln
wollten und mit denen er nicht
verhandle. Russlands Präsident
Wladimir Putin forderte ein „so-
fortiges Ende“ des Militäreinsat-
zes und einen „Dialog“.

Die Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (OSZE) ist seitMontagabend
ohneKontakt zueinemBeobach-
terteam. Die vier Beobachter sei-
en zuletzt auf einer Patrouillen-
fahrt bei Donezk gewesen, teilte
die OSZE am Dienstag in Wien
mit.
➤ Ausland SEITE 11

UKRAINE Armee
erobert Flughafen der
Separatistenhauptstadt

Diktatorinnen. Männer &

Katzen. Anal Plugs.

Minipferde. Intimfrisuren.

Lisa Simpson. Poledancing.

Floßbau. Väterinnen.

Sexarbeit. Angela Davis.

Flüchtlingsfrauen.

Gaga-Feminismus.
Nur einige der Themen aus unseren letzten Ausgaben.

Für Frauen. Ohne Scheiß. Jetzt abonnieren.

ANZEIGE

taz.p antaz.p anHeute mit 16 Seiten Kulturprogramm für Berlin
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Inge Lammel

■ 90. Bei den Verhaftungen der

Reichspogromnacht wurde ihr

Vater in das KZ Sachsenhausen

verschleppt, ihre Eltern wurden

später im KZ Auschwitz ermor-

det. LammelundihreSchwester

Eva kamen 1939 mit anderen jü-

dischen Kindern und Jugendli-

chen mit einem Kindertrans-

port nach Großbritannien. Sie

wurden von Lehrerinnen in

Sheffield aufgenommen. Lam-

mel zog 1943 nach London, wo

sie der KPD beitrat. 1947 kehrte

sie nach Berlin zurück. (cja)

Flüchtlinge 10.000 jüdische Kinder nahm Großbritannien kurz vor

Ausbruch des Zweiten Weltkriegs auf und rettete sie vor dem KZ

ich eine Ausbildung als Säug-
lingspflegerin und als Kinder-
gärtnerin gemacht und gearbei-
tet. Nach dem Krieg kehrte ich
nach Deutschland zurück, weil
ich wissen wollte, was mit mei-
ner Familie passiert ist.Meine El-
tern wurden im Februar 1943
nach Auschwitz deportiert. In
Berlin habe ich an der Hum-
boldt-Universität Musikwissen-
schaften studiert und über jüdi-
sches Leben in Frankfurt ge-
forscht.
Georg Streiter: Nun sind Sie ja
heute wegen einer anderen An-
gelegenheit hier.
Lammel:Na ja, ich weiß halt wie
es ist, Flüchtling zu sein. Als
gleichwertiger Mensch akzep-
tiert, statt als „nutzloser“ Flücht-
ling behandelt zu werden. Des-
halb finde ich es so wichtig, dass
viel mehr junge Flüchtlinge aus
Syrien aufgenommen werden,
dass sie zur Schule gehen, einen
Beruferlernenundarbeitenkön-
nen. Es sieht ja nicht so aus, als
könneman inSyrienbaldwieder
friedlich leben. Das reiche
Deutschland sollte vor allem
Kinder und Familien aufneh-
men. Das ist der Grund, warum
ich heute hier bin.
Beamter:Hmmhmm.
Gutmann: Beimir ist es ähnlich.
Ich hatte als junger Soldat zwei
Erlebnisse, bei denen ich mit
zwei jungen deutschen Frauen
tanzen gegangen bin. Und je-
mand der mich aus der Vergan-
genheit gekannt haben muss, ist
in der Pause auf die beiden Frau-
en losgegangen – es war schon
1945 – und er hat gesagt: Wissen
Sie, dass das eine Rassenschande
ist …

Beamter unterbricht: Ich habe
das gelesen.
Gutmann: Ich wollte etwas tun,
um dieses Gedankengut aus den
Köpfen zu kriegen. Ich selbst
wurde als deutscher Jude in
Schottland sehr gut behandelt.
Deutschlandsolltemehrverfolg-
te Menschen, insbesondere Kin-
der, aufnehmen. Menschen, die
den Wunsch haben, aus Syrien
nach Deutschland zu kommen,
denen sollte dieses auchgewährt
werden.
Lammel: Es darf nicht heißen,
diese Einwanderer sind lästig
undnehmenDeutschenArbeits-
plätze weg. Dafür müssen wir
uns einsetzen.
Streiter: Ja, äh, ich will das jetzt
gar nicht beurteilen, aber ich
glaube, das ist ein vernünftiges
Anliegen. Unser Fachpersonal
wird Ihnen hier mal erklären,
was wir so tun, denn vieles wis-
sen Sie vielleicht gar nicht. Die
Regierung tutmehr, alsdiemeis-
tenMenschen denken. Leute wie
Sie glauben, es würde nicht aus-
reichen. Deshalb setzen unsere
Fachreferenten Siemal inKennt-
nis. Und vielleicht sind Sie nach
unserer Ausführung ja auch ein
bisschen beeindruckt.
Beamtin:Also, ganz kurz zur hu-
manitären Hilfe: Die Bundesre-
gierung stellt für die vielen
Flüchtlinge in den Nachbarlän-
dern Hilfe bereit. Seit 2012 ist ei-
ne halbeMilliarde Euro aus Bun-
desmitteln über die VN-Orgas
gelaufen. Ein Teil davon auch di-
rekt nach Syrien über NGOs aus
Deutschland und aus anderen
Ländern …

Beamter: VN steht für Vereinte
Nationen. Ja haha,
(allgemeines Gelächter)
Beamtin: Ja, Entschuldigung,
VereinteNationen.Also, esgibt ja

in Syrien Menschen, die nicht
mehr in ihren Dörfern leben
können, weil ihre Häuser nicht
mehr stehen, weil Kriegshand-
lungen vollzogen werden. Des-
halb versucht die Bundesregie-
rung die Menschen im Land
selbstweiterzuversorgen. Beson-
derswichtig ist der Bundesregie-
rung, dass Kinder zur Schule ge-
hen können. Kinder verlieren
Zeit für ihre Ausbildung, wäh-
rend sie in diesen schrecklichen
Aufenhaltsorten, wie Flücht-

„Das muss man prüfen“
DOKUDRAMA Nach
einer Politguerilla-
Aktion werden
Künstler und
Holocaust-
überlebende ins
Bundeskanzleramt
geladen. Doch ihre
Appelle für mehr
Humanität in der
Syrienkrise
verpuffen: Die
Beamten und ihre
vier Gäste sprechen
nicht dieselbe
Sprache. Soerinnern
sich die Besucher an
das Gespräch im
Amtssitz vonAngela
Merkel

Personen:
Kurt Gutmann, 87, Holocaust-
überlebender
Inge Lammel, 90, Holocaust-
überlebende
Philipp Ruch, 33, Theaterregis-
seur
John Kurtz, 43, Künstler
Beamtin
Beamter
Georg Streiter, 58, Stellvertre-
tender Regierungssprecher
Ort und Zeit: Ein kleiner Konfe-
renzraum imBundeskanzleramt
zu Berlin. Der 16. Mai 2014.

Kurt Gutmann: Ich denke, Frau
Lammel und ich wissen beide
sehr genau, dass wir den huma-
nistischen Kräften in Großbri-
tannien unser Leben verdanken.
Die haben sich dafür eingesetzt,
1938 10.000Kinder ausDeutsch-
land herauszuholen. Hätten
mein Bruder und ich nicht die
Möglichkeit gehabt auszureisen,
hätten wir unweigerlich das
Schicksal unserer Mutter erlei-
den müssen, das KZ. Wir sind
sehr dankbar, auch weil damals
in Großbritannien hohe Arbeits-
losigkeit herrschte. Und wir ha-
ben natürlich alles getan um zu
helfen, das nazistische Gedan-
kengut aus denKöpfenderDeut-
schen herauszuholen. Ich habe
mich freiwillig beim britischen
Militär gemeldet und bin später
nach Deutschland zurückge-
kehrt.
Inge Lammel: Meine Schwester
und ichkonntenmit denKinder-
transporten ausreisen. Mein Va-
ter war schon Ende 1938 ins KZ
gekommen, seitdem versuchte
man uns Kinder in Sicherheit zu
bringen. Das war damals nur
mithilfe von jüdischen Organi-
sationenmöglich, dieKontakt zu
Quäkern hatten. Fremde Leute
haben jüdische Kinder aufge-
nommen und sich für sie ver-
bürgt, bis sie selbstständig arbei-
tenkonnten. Phänomenal! In En-
glandbinichzunächstzurSchule
gegeangen, was ich in Deutsch-
land seit der achten Klasse ja
nicht mehr durfte. Danach habe

lingslagern, leben. Also versucht
die Bundesregierung den Schul-
aufbau in Lagern zu fördern. Zu-
dem legt die Bundesregierung
großenWert darauf, dass Kinder,
die indieserFlüchtlingssituation
sind, wieder spielen lernen.
Beamter: Wir sehen, man kann
Kinder nicht, wie es in IhremFall
gewesen ist, einfach aus den Fa-
milien rausholen.Deswegenver-

suchtmannatürlich, vor Ort viel
zu machen. Auch das Flücht-
lingshilfswerk UNHCR sagt, dass
das die sinnvolleren Maßnah-
men sind.
Ruch: Der sehnlichste Wunsch
vieler Syrer ist es, wieder in ihr
Heimatland zurückzukehren.
Beamter: Ja, eben. Unabhängig
davon haben wir Aufnahmepro-
grammebeschlossen.Dabei geht
es um zwei Kontingente von je
5.000 Flüchtlingen, also 10.000
seitKriegsbeginn.Außerdemha-
benwirweitere37.000Flüchtlin-
ge inDeutschland,diealsAsylbe-
werberkamen.Unddie sindqua-
si schon aufgenommen. Wir
schicken niemanden zurück
nach Syrien.
Ruch:Also, umdie Relationen zu
verstehen: Wie viele Bewerbun-
genhattenSiebeimzweitenKon-
tingent, also auf 5.000 Plätze?
Beamter: Laut UNHCR kriegen
wir keine Bewerbungen …

Ruch: Ich meine, die Menschen
in Deutschland mit syrischen
Wurzeln, die ihre Familien zu-
sammenführen wollen. Laut ei-
ner Anfrage sind das 76.000
Menschen, die Anträge gestellt
haben, um jetzt nach Deutsch-
land einzureisen. 76.000 Anträ-
ge auf 5.000 Plätze! Stimmt das
mit Ihrem Stand überein?
Beamter: Das kann ich Ihnen
überhaupt nicht sagen, die Spe-
zialisten hier imHause …

Ruch: Aber …

Beamter:Darf ich ausreden?Wir
sind imKanzleramt zwar zustän-

dig, haben aber gar keine Spezia-
listen, die solche Aufnahmepro-
gramme koordinieren. Die sind
im Innenministerium. Deswe-
gen kann ich Ihnen das nicht be-
stätigen, weil ich deren Zahlen
nicht kenne.
Ruch:Also sollenwir jetzt vordie
Hauptstadtpresse treten und sa-
gen: Das Kanzleramt weiß noch
nicht einmal, wie viele Anträge
es auf die 5.000 Plätze gab? Wel-
chen Run?
Beamter: So wie mir das Verfah-
renbeschriebenworden ist, läuft
das zusammenmit demUNHCR
vor Ort. Es werden Flüchtlinge
überprüftundausgesucht.Wenn
sie Familie hier haben, ist das na-
türlich von Vorteil. Und bei dem
ersten Kontingent sind das fast
50 Prozent. Das UNHCR und die
Regionalregierungen in Jordani-
en und im Libanon haben davor
gewarnt, einzelne Kinder aus
dem Familienzusammenhang
zu reißen. Und bei denen bedeu-
tet Familie nicht nur Mutter, Va-
ter, Kind, sondern auch Onkel,
Tante und Onkel dritten Grades
…

Ruch: Genau das wünschen sich
diese beiden Menschen hier ja
von ihnen: Familien nicht aus-

einanderzureißen, sondern zu-
sammenzuführen.
Beamter:Ob es gut wäre, Kinder
mit so unterschiedlicher Kultur
und Religion einzeln hierherzu-
holen, ohne etwas für ihre Fami-
lien zu tun, darüber lässt sich
streiten.
Ruch: Was glauben Sie, wie
fürchterlich das für jüdisch-or-
thodoxe Familien 1938 war. Nie-
mand von uns will das. Die Ge-
schichte der Kindertransporte
ist dieGeschichteder Zerstörung
deutsch-jüdischer Familien!
Beamter: Sie können sich darauf
verlassen, dass die Bundesregie-
rung alles tut, was möglich ist.
Andere Länder, auch unsere eu-
ropäischen Nachbarn, tun unse-
rerMeinungnachnochzuwenig.
Ruch: Wenn die Bundesregie-
rung 76.000 Anträge auf dem
Tisch hat, vonMenschen, die aus
Syrien einreisen wollen, gibt es
kein Argument der Welt, warum
wir diesen Menschen keine Ein-
reisegenehmigung bewilligen
können.ErklärenSiemal,warum
das nicht geht. Sie sind sehr

„Ich weiß, wie es ist,
Flüchtling zu sein.
Deshalb bin ich hier“
INGE LAMMEL, HOLOCAUSTÜBERLEBENDE

„Sie können sich dar-
auf verlassen: wir tun
alles, was möglich ist“
BEAMTER IM BUNDESKANZLERAMT

mächtige Menschen. Sie haben
hier inBerlindaspolitischeSteu-
er doch in der Hand. Wir verste-
hen einfach alle vier nicht, wo
das Problem ist, warum werden
diese Anträge nicht bewilligt?
Beamter: Sie haben mir ja über-
haupt nicht zugehört. Wir haben
Ihnen erklärt, wennman Kinder
isoliert …

Ruch: Wir reden nicht von Kin-
dern, sondern von Anträgen. Die
können überhaupt nicht von
Kindern gestellt worden sein.
Beamtin:Darf ich diesen Artikel
mal sehen?
Ruch:Klar. (überreicht dasDoku-
ment)
Beamtin: Was sollen das für An-
träge sein? Asylanträge?
Ruch: Nein, Bewerbungen auf
die Kontingente
John Kurtz: Es gibt sogar Famili-
ennachzugsanträge, die in den
Ländern gestellt werden. Also
was genau ist das Problem? Ich
war vor drei Wochen in Aleppo.
IchkannIhnengerneetwasBom-
benschutt auf den Tisch schüt-
ten.
Beamter: Die Frage ist, was sie
damit erreichen wollen?
Ruch: Wir haben 10 Millionen
Flüchtlinge inderRegion,wirha-

ben die größte humanitäre Kata-
strophe seit dem Zweiten Welt-
krieg und die Bundesregierung
und auch Sie tun vielleicht sehr
viel, aber was tun wir im Ver-
gleich zu Staaten wie der Türkei,
Libanon oder Jordanien, die alle
schon Millionen syrischer
Flüchtlinge aufgenommen ha-
ben?
Beamter:Da sindwir aber dabei,
wenn die die aufnehmen. Mit
Milliarden sind wir dabei.
Ruch: Ja, da sind wir dabei. Aber
76.000 Anträge, die raus aus Sy-
rien und zu ihren Familien nach
Deutschland wollen, warum
kann man die nicht zusammen-
führen?
Beamter: Ich habe ja schon ver-
sucht, es Ihnen zu erklären. Es
geht primär darum, den Leuten
vorOrt zu helfen. Das hilft ihnen
mehr, als sie in einen fremden
Kulturkreis zu schicken.
Ruch:Aber diewollen doch raus!
Beamter: Wissen Sie, wie viele
Anträge andere Länder haben?
Ruch:Was spielt das für eine Rol-
le?VergleichenSie sichmitande-
reneuropäischenLändern,bevor
Sie entscheiden, was Sie tun?
Streiter:DerEindruck,densieer-
wecken, ist ja, dass hier Leute sit-
zen, die einfach nichts tun.
Ruch:Nein, Gott bewahre.
Lammel: Aber man kann halt
nochmehr tun!
Beamter: Die Bundesrepublik
Deutschland ist hier in Europa,
neben Schweden das Land, das
ammeisten tut.
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Kurt Gutmann

■ 87, wurde im Juni 1939 von

seiner jüdischen Mutter, die

später von den Nazis ermordet

wurde, mit einem Kindertrans-

port nach Schottland geschickt.

In Großbritannien traf er auf

deutsche Antifaschisten, in Lo-

ckerbie wurde er von der briti-

schen Armee ausgebildet, doch

vor seinem ersten Einsatz ende-

tederKrieg. Mit seinerRückkehr

nach Deutschland wollte er sei-

ner „Pflicht zum Aufbau eines

antifaschistischen Deutsch-

lands“ gerecht werden. (cja)

Zwei, die auf dieseWeise denHolocaust überlebten, appellierten

jetzt an die Bundesregierung: Nehmtmehr Kinder aus Syrien auf

Wie wär’s denn mit diesem Kind? Dorothee Krüger vom Zentrum für politische Schönheit moderiert in der „Flüchtlingszulassungsstelle“ die Show „1 aus 100“ Foto: J. Kosowska

Die Hyperrealisten

BERLIN taz | Spektakulär und nie ganz uneitel
sind die Aktionen des „Zentrums für politische
Schönheit“ (ZPS), eines Zusammenschlusses von
Aktionskünstlern, Menschenrechtlern und Krea-
tiven.AufdenBundestagverübtensie einen „The-
senanschlag“, auf die Eigentümer der Waffen-
schmiede Krauss-Maffei-Wegmann setzten sie
ein Kopfgeld von 25.000 Euro aus, ihre Panzerfa-
brikwolltendieAktivistenmiteinemBetonsarko-
phag stilllegen. Ihre Aktionen, bei denen Insze-
nierung der Beteiligten nie zu kurz kommt, be-
zeichnensiegernals „Hyperrealität“: eineArtPre-
Enactment des Wünschenswerten.

Mitte Mai teilten die Aktivisten mit, für die
Bundesregierung ein Aufnahmeprogramm für
55.000 syrische Kinder gestartet zu haben, und
suggerierten, für das Familienministerium tätig
zu sein. Eine dazugehörige Internetseite trug das
Ministeriumslogo. Darauf fanden sich Bilder von
Kindern, die ein Foto der Ministerin Manuela
Schwesig in Händen halten. Die Aktivistenwaren
nach eigenen Angaben in Aleppo und „haben di-
rektmit Kindern gedreht“. Schwesigwies jede Be-
teiligung andemProjekt zurück, verzichtete aber
auf rechtliche Schritte. Die Bundesregierung lud
dieAktivistenundzweiHolocaustüberlebendezu
einemGespräch ins Kanzleramt ein.

Parallel errichtetedasZPS inderBerlinerFried-
richstraße eine sogenannt Flüchtlingszulas-
sungsstelle und hielt eine „Große Abendshow ‚1
aus 100‘“ ab. Dabei konnte das Publikumdarüber
abstimmen, welches syrische Kind von der deut-
schen Bundesregierung gerettet werden soll.

DieAktionbezogsichaufdieAusreisevonüber
10.000 jüdischenKindern, die kurz vorKriegsen-
demeist aus demDeutschenReichnachGroßbri-
tannien gebrachtwurden.Oftwaren sie die einzi-
gen aus ihren Familien, die den Holocaust über-
lebten. CHRISTIAN JAKOB

INTERVENTIONEN Kommunikations-
Guerilla in SachenMenschenrechte:
Zentrum für politische Schönheit

10.000 Plätze

BERLIN taz | 22 Millionen Einwohner hat Syrien,
9 Millionen sind auf der Flucht. Nach Angaben
der UNO haben sich 6,5 Millionen im Land selbst
in sicherere Gebiete gerettet. Mindestens 2,7 Mil-
lionen SyrerInnen haben sich ins Ausland abge-
setzt,vorallemindieNachbarstaatenLibanon(ca.
1,08 Millionen), Türkei (ca. 762.000), Jordanien
(ca. 596.000), Irak (ca. 223.000) und Ägypten
(137.000). Mindestens 23.000 weitere halten sich
in anderen Ländern Nordafrikas auf.

Diese Angaben der UN-Flüchtlingshilfsorgani-
sationUNHCRbeziehensichaufPersonen,diebei
ihr registriert sindoder sich imProzessderRegis-
trierung befinden. Die tatsächliche Zahl der
Flüchtlinge dürfte deutlich höher liegen, denn
viele kommen zunächst bei Bekannten unter
oder mieten sich ein Zimmer, solange das Geld
reicht.Gleichwohl sinddieFlüchtlingeeinegroße
Belastung, das gilt vor allem für die vergleichs-
weise kleinen Staaten Libanon und Jordanien.

Deutschland hatte im März 2013 ein erstes
Kontingentmit5.000PlätzenfürSyrienflüchtlin-
ge beschlossen. Doch das Auswahlverfahren war
so bürokratisch, dass erst imMai 2014 die letzten
dieser Flüchtlinge eingereist sind.

Das zweite humanitäre Aufnahmeprogramm
des Bundes –weitere 5.000Plätze –wurde imDe-
zember 2013 beschlossen. Bis Februar konnten in
Deutschland lebende Syrer beantragen, ihre Ver-
wandten nachzuholen. NachAngaben des baden-
württembergischen Integrationsministeriums
sind etwa 76.000Anträge für diese Plätze bei den
Länderneingegangen–daraufbezogsichdasZen-
trum für politische Schönheit.

Das zweite Kontingent war größtenteils für
Flüchtlinge mit „Bezug zu Deutschland“ reser-
viert. Ein Aufnahmekriteriumwar, ob hier leben-
de Verwandte sich an den Kosten beteiligen kön-
nen. Eingereist sind aus dem zweiten Kontingent
bislang einige Hundert Flüchtlinge.

Derzeit verhandeln Bund und Länder über ein
drittesKontingent. ImGesprächsindetwa10.000
Plätze.Aufder Innenministerkonferenzam10. Ju-
ni könnte hierüber entschieden werden. B.S., CJA

SYRIEN Die Region erleidet den
größten humanitären Notstand der
Gegenwart. Deutschland tut wenig,
um die Länder zu entlasten

Ruch: InEuropa.Aberverglichen
mit der Großzügigkeit in der Re-
gion …

Beamter: Ja, in der Region, aber
die können sich das natürlich
auch nur leisten, weil sie massiv
unterstützt werden. Wir helfen
in der Türkei, in Jordanien.
Ruch: Ich rede von den 76.000,
die Ihnen vorliegen.
Beamter: Mir liegt überhaupt
kein Antrag vor.
Ruch: Also, Sie wissen von
nichts?
Beamter: Der Bund kann keine
Flüchtlinge aufnehmen. Aber
auf der nächsten Innenminister-
konferenz (IK) wirdman sich da-
mit befassen.
Lammel: Wer legt das denn nun
fest?
Beamter: Das Problem ist, dass
der Bund kein eigenes Land hat.
Die Bundesländer müssen das
entscheiden. Es stimmt natür-
lich, wir haben in Syrien eine be-
sonders schwere humanitäre
Krise, aber wir haben auch noch
andere Flüchtlingszahlen. Da
muss man aufpassen, dass man
die Städte nicht überfordert.
Ruch: Sie sind derMeinung, dass
die Aufnahme von 76.000
Flüchtlingen über unsere Kapa-
zitäten gehen würde?
Beamter:Wirmüssenauchdafür
sorgen, dass die Menschen hier
willkommen sind.
Ruch: Also, wir haben während
des Völkermordes in Bosnien
350.000 Menschen aufgenom-
men. Ich habe in der Zeit nicht

gemerkt, dass das Land zusam-
menkrachen würde. Und jetzt,
bei 76.000, sollen wir Rücksicht
nehmen auf das Empfinden der
Alten und Rentner?
Beamtin:Wir könnenüberhaupt
keinen aufnehmen, nur die Län-
der …

Ruch: Aber da muss der Bund
doch Vorgabenmachen.
Beamter:Es ist eine FragederBa-
lance. Wir hatten jetzt auf das
Jahr gerechnet 1.000 Anträge
mehr auf dem Tisch.
Ruch: Das spiegelt ja nur die ex-
plosive Lage in Syrien wider.
Beamter:Wirhaben jageradege-
sagt: Asylanträge werden durch-
gewinkt.
Lammel: Was kann die Bundes-
regierung hier tun? Wie viel Ein-
fluss hat die Regierung auf die
Länder?
Beamtin: Sie kann appellieren.
Aber die Angelegenheit ist sehr
kompliziert. Die Regierung be-
spricht sich mit den Ländern. Je-
des Land hat seine Interessen
und seinen jeweiligen Haushalt.
Und wird von unterschiedlichen
Parteien regiert.
Gutmann: Sie müssen doch Ein-
fluss nehmen darauf, dass in der
Bevölkerung die Stimmung ge-
genüber Flüchtlingen positiv ist.
Man kann sich doch mit der
Stimmung, wie sie derzeit in Tei-
len vorhanden ist, nicht zufrie-
dengeben. Da muss man als Re-
gierung doch vorangehen.
Beamter: Wir verstehen unter
Vorangehen etwas anderes. Ich

„Man kann sich doch
mit der Stimmung
nicht zufriedengeben“
KURT GUTMANN, EXFLÜCHTLING

glaube, Sie haben die Schwere
der Ebene noch nicht ganz ver-
standen.
Ruch: Ichbefassemich seit 6Mo-
naten mit nichts anderem als
mit Syrien.
Beamtin: Ja, sie sollten sich auch
einmal mit der Bundesrepublik
befassen. Man kann große Pro-
bleme nicht immer von heute
aufmorgen lösen.
Ruch: Wir sind der größte EU-
Mitgliedsstaat. Und wir haben
auch schon aus der Geschichte
heraus die moralische Pflicht zu
helfen, und zwar mehr als alle
anderen.
Beamter: Es hört sich so an, als
seien Sie der Einzige, der diese
moralische Pflicht verstanden
hat.
Ruch: Haben Sie sie denn ver-
standen?
Beamter: Ich denke schon, das
können Sie ja daran sehen, was
hier geschieht. Es geht eben nur
nicht so, wie Sie es sich denken.
Ruch: Also, zum Abschluss eine
Frage: Was passiert jetzt mit die-
sen 76.000 Anträgen?
Beamter:Diemussman sich an-
gucken und prüfen.
Ruch: Also mit anderen Worten:
Die landen im Papierkorb.

Beamter: Diese Anträge haben
nur Aussicht auf Erfolg, wenn
man zunächst die Kontingente
erhöht.Undwievorhinschonge-
sagt, wird sich die IK vermutlich
damit befassen.
Ruch: Die werden am 12. Juni
5.000 beschließen. Das wissen
Siegenau.Was ichseit einemhal-
ben Jahr in Syrien sehe, da kann
ich nur sagen: Das werden uns
diese Kinder niemals in ihrem
Leben verzeihen. Dass wir hier
sitzen und uns damit zufrieden-
geben,auf irgendwelcheBundes-
länder zu warten.
Beamtin: Das nehmen wir mit
auf denWeg. Ist angekommen.
Gutmann: Wir bitten darum.
Man darf nicht nur an die Mei-
nungandenBiertischendenken,
sondernmanmuss auf die Men-
schen einwirken, damit sie für
das Schicksal der Menschen, die
es nötig haben, sensibilisiert
werden. Es gab auch Kräfte in
Großbritannien,diegarnichtda-
mit einverstanden waren, dass
uns damals geholfen wurde.
Aber wir haben diese Meinung
positiv beeinflussen können. In
dem Dorf, in dem ich Zuflucht
fand, galt ich als „feindlicher
Ausländer“. Aber wie warm wir
aufgenommen wurden, wie ver-
ständnisvoll!DieeinfachenMen-
schen, wenn siemit solchenDin-
gen konfrontiert werden, sind
sehr aufgeschlossen.
Beamter: Wir wollen eigentlich
nur sagen, dass es in der Angele-
genheit der syrischen Flüchtlin-
ge verhältnismäßig schnell geht,
gemessen an der sonstigen Ge-
schwindigkeit des Apparats.
Ruch:Dannmöchte ichabschlie-
ßend sagen, wie lange es gedau-
erthat,bisdieerstenKindernach
Harwich gekommen sind. Die
Reichspogromnacht war am 9.
November. Bereits am6. Dezem-
ber darauf wurden die ersten
Kinder verschifft. Ein atembe-
raubendesTempo,wassämtliche
Historiker der Forschung zu die-
ser Zeit bestätigen. Ich würde Sie
bitten, das immer imHinterkopf
zu behalten. Für die Zukunft.
Streiter: So, wir verabschieden
uns. Ich kommeausder PR-Bran-
che und wenn ich eines gelernt
habe: sprechen hilft immer!


